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Haushaltssatzung mit dem Haushaltsplan und Anlagen für das Haushaltsjahr 2026 
hier: Aufsichtsbehördliche Genehmigung 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit Bericht vom 04. Februar 2026, eingegangen am 06. Februar 2026, mit abschließenden 
Unterlagen am 25. Februar 2026, haben Sie mir Ihre Haushaltssatzung mit Haushaltsplan 
für das Haushaltsjahr 2026 zur aufsichtsbehördlichen Genehmigung vorgelegt. 

Nach erfolgter Prüfung ergehen hierzu folgende Entscheidungen: 

e Gemäß § 97a Ziffer 1 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) genehmige ich eine 
Abweichung von den Vorgaben zum Haushaltsausgleich im Haushaltsjahr 2026 in 
der Planung (§ 92 Absatz 5 Ziffer 2 HGO). 

Der in § 2 der Haushaltssatzung festgesetzte Gesamtbetrag der Kredite wird gemäß 
§ 97a Ziffer 4 HGO in Verbindung mit § 103 Absatz 2 HGO genehmigt. 

e Der in § 3 der Haushaltssatzung festgesetzte Gesamtbetrag der Verpflichtungser-
mächtigungen wird gemäß § 97a Ziffer 3 HGO in Verbindung mit § 102 Absatz 4 
HGO genehmigt. 

e Der in § 4 der Haushaltssatzung festgesetzte Höchstbetrag der Liquiditätskredite 
wird gemäß § 97a Ziffer 5 HGO in Verbindung mit § 105 Absatz 2 HGO genehmigt. 

Die Genehmigungen sind als Anlage beigefügt. 

Die Haushaltssatzung mit meinen Genehmigungen ist unter Beachtung des § 97 Absatz 4 
HGO öffentlich bekannt zu machen und der Haushaltsplan ist mindestens bis zum Ende 
seiner Gültigkeit im Internet zu veröffentlichen. In der Bekanntmachung ist auf die Veröf-
fentlichung hinzuweisen. Den Bekanntmachungsnachweis legen Sie mir anschließend vor. 
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Gemäß § 28 Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) ist die Gemeindevertretung mehr-
mals jährlich über den Stand des Haushaltsvollzugs unter Einbeziehung von produktorien-
tierten Zielen und Kennzahlen zu unterrichten. Die sich aus dem Finanzstatusbericht erge-
bende Bewertung der finanziellen Leistungsfähigkeit der Gemeinde ist in die Berichtspflicht 
einzubeziehen. Entsprechende Berichte sind mir unterjährig vorzulegen. 

Ich bitte zudem diese Verfügung der Gemeindevertretung gemäß § 50 Absatz 3 HGO in 
vollständigem Wortlaut bekannt zu geben und mir einen entsprechenden Protokollauszug 
vorzulegen. 

1. Vorbemerkungen und Formelle Feststellungen/Aspekte 

Der gemäß § 97 Absatz 3 HGO erforderliche Beschluss über die Haushaltssatzung durch 
die Gemeindevertretung ist nachweislich am 29. Januar 2026 erfolgt. 

Der Haushalt entspricht generell den formellen Anforderungen. Jedoch sind folgende An-
merkungen zu machen: 

e Gemäß § 97 Absatz 3 HGO  soli  die Vorlage der Haushaltssatzung spätestens einen 
Monat vor Beginn des Haushaltsjahres erfolgen, sprich bis zum 30. November. Lei-
der konnte ich den Eingang der Haushaltssatzung erst zum 06. Februar 2026 ver-
zeichnen. 

e Wie Ihnen bekannt ist, soll der Jahresabschluss nach § 112 Absatz 5 HGO innerhalb 
von fünf Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres aufgestellt werden. Dieser gesetz-
lichen Anforderung werden Sie nicht gerecht. Nach den aufsichtsrechtlichen Vorgaben 
für das Haushaltsgenehmigungsverfahren 2019 (Punkt 11/7) des Erlasses vom 
13. September 2018; Geschäftszeichen: IV 2 — 15iO4-01-16/001 des Hessischen Mi-
nisteriums des Innern und für Sport kann die Haushaltsgenehmigung 2026 nur erteilt 
werden, wenn die Abschlüsse der Jahre bis einschließlich 2024 aufgestellt sind und 
zur Prüfung vorliegen. Der Beschluss über die Aufstellung des Jahresabschlusses 
2024 ist am 19. August 2025 durch den Gemeindevorstand nachweislich erfolgt. 

Die Unterrichtung der Gemeindevertretung hinsichtlich der wesentlichen Ergebnisse 
des Jahresabschlusses 2024 ist nachweislich am 06. November 2025 erfolgt. 

In diesem Zusammenhang weise ich im Allgemeinen darauf hin, dass sowohl die Ge-
meindevertretung als auch die Aufsichtsbehörde unverzüglich über die wesentlichen 
Ergebnisse der Abschlüsse zu unterrichten sind. 

e Die HGO enthält in § 123a Absatz 4 neue Vorgaben zum Umgang mit dem Beteili-
gungsbericht. 

Ich bitte um entsprechende Beachtung. 

2. Materielle Anforderungen 

Gemäß § 92 Absatz 1 HGO hat eine Kommune ihre Haushaltswirtschaft so zu planen und 
zu führen, dass die stetige Aufgabenerfüllung gesichert ist. Indikator für die Gefährdung der 
stetigen Aufgabenerfüllung ist vor allem ein fehlender Haushaltsausgleich. Der Haushalt 
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soll daher nach § 92 Absatz 4 HGO in jedem Jahr in Planung und Rechnung ausgeglichen 
sein. Dies betrifft sowohl den Ergebnis- als auch den Finanzhaushalt. 

Der Ergebnishaushalt gilt nach § 92 Absatz 5 Ziffer 1 HGO in der Planung als ausgegli-
chen, wenn er unter Berücksichtigung der Summe der vorgetragenen Jahresfehlbeträge im 
ordentlichen Ergebnis ausgeglichen ist oder der Fehlbedarf im ordentlichen Ergebnis durch 
die Inanspruchnahme von Mitteln der Rücklage ausgeglichen werden kann. 

Für das Haushaltsjahr 2026 schließt der Ergebnishaushalt der Gemeinde Lohra im ordentli-
chen Ergebnis mit einem Fehlbedarf von 357.347 ab. In der kumulierten Betrachtung des 
Planungszeitraumes 2025 bis 2029 übersteigen die Aufwendungen von 2025 bis 2026 die 
Erträge. Zum 31. Dezember 2029 ergibt sich ein kumulierter Überschuss in Höhe von 
128.419€. 
Nach dem mir vorliegenden Finanzstatusbericht zum Haushaltsplan 2026 verfügt die Ge-
meinde Lohra jedoch über eine Rücklage aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses 
zum 31. Dezember 2025 in Höhe von 1.809.013 und eine Rücklage aus Überschüssen 
des außerordentlichen Ergebnisses in Höhe von 2.478.705 E. Diese reichen aus, um den 
Fehlbedarf im ordentlichen Ergebnis auszugleichen. 

Im Haushaltsjahr 2026 plant die Gemeinde Lohra mit außerordentlichen Erträgen in Höhe 
von 502.000 E. Diese resultieren hauptsächlich aus der Abwicklung von Grundstücksge-
schäften. Die außerordentlichen Erträge führen zu einer Erhöhung der Einzahlungen aus 
Investitionstätigkeit. Diese Einzahlungen verringern den Zahlungsmittelbedarf des Finanz-
haushaltes. 

Die Realsteuerhebesätze für das Haushaltsjahr 2026 haben sich gegenüber dem Vorjahr 
nicht verändert. Sie liegen über den Nivellierungshebesätzen und über den Durchschnittshe-
besätzen des Landkreises  Marburg-Biedenkopf. 
Nach der mittelfristigen Ergebnisplanung rechnet die Gemeinde Lohra ab 2027 wieder mit 
Überschüssen. Sollte sich jedoch, entgegen der jetzigen Planung, eine defizitäre Haushalts-
lage einstellen, besteht bei den Realsteuerhebesätzen Potential zur Ertragssteigerung. 

Der Finanzhaushalt gilt nach § 92 Absatz 5 Ziffer 2 HGO als ausgeglichen, wenn der Saldo 
aus laufender Verwaltungstätigkeit mindestens so hoch ist, dass daraus die Auszahlungen 
zur ordentlichen Tilgung von Krediten sowie an das Sondervermögen „Hessenkasse" geleis-
tet werden können, soweit die Auszahlungen zur ordentlichen Tilgung von Krediten nicht 
durch zweckgebundene Einzahlungen gedeckt sind. 

Diese gesetzliche Vorgabe erfüllt der Haushaltsplan 2026 der Gemeinde Lohra ebenfalls 
nicht. Die Gemeinde plant mit einem Zahlungsmittelbedarf aus laufender Verwaltungstätig-
keit in Höhe von 170.346 E. Die ordentliche Tilgung von Krediten sowie an das Sonderver-
mögen „Hessenkasse" beträgt 838.900 E. Die ordentliche Tilgung von Krediten sowie an das 
Sondervermögen „Hessenkasse" kann folglich nicht erwirtschaftet werden. Der Finanzhaus-
halt weist zudem eine negative Veränderung des Bestandes an Zahlungsmitteln in Höhe von 
1.009.246 aus. Der Ausgleich des Finanzhaushaltes kann nach den Vorschriften des § 92 
Absatz 5 Ziffer 2 HGO durch die Heranziehung der sogenannten ungebundenen Liquidität 
erreicht werden. Die Gemeinde Lohra hat mir nachgewiesen, dass sie über ausreichend un-
gebundene Liquidität verfügt, um die ordentliche Tilgung und die negative Veränderung des 
Bestandes an Zahlungsmitteln auszugleichen. 

Auch im Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung erfüllt die Gemeinde Lohra die Voraus-
setzungen des § 92 Absatz 5 Ziffer 2 HGO in den Planjahren 2025 bis 2029 nicht. 
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In der kumulierten Betrachtung des Planungszeitraumes 2025 bis 2029 reichen die Zah-
lungsmittelüberschüsse aus laufender Verwaltungstätigkeit ebenfalls nicht aus, um die Aus-
zahlungen für die Tilgung von Krediten und wirtschaftlich vergleichbaren Vorgängen für In-
vestitionen auszugleichen. 

In diesem Zusammenhang stelle ich fest, dass die ungebundene Liquidität bis zum Ende 
des Jahres 2026 planerisch fast vollständig aufgebraucht sein wird. Daher empfehle ich der 
Gemeinde Lohra dringend Maßnahmen zur strukturellen Haushaltskonsolidierung zu ergrei-
fen und bei der Finanzplanung die Thematik gebundene und ungebundene Liquidität einer 
stetigen Kontrolle zu unterziehen, um weiterhin die Liquidität zu sichern. 

In § 2 der Haushaltssatzung der Gemeinde Lohra für das Haushaltsjahr 2026 werden In-
vestitionskredite in Höhe von 2.140.700 € festgesetzt. Die geplante Kreditaufnahme ist hö-
her als die ordentliche Tilgung und führt damit zu einer Nettoneuverschuldung in Höhe von 
1.301.800 €. Der Haushaltsausgleich wird jedoch planerisch erreicht. Die beabsichtigten 
Kreditaufnahmen sind nach § 103 Absatz 2 HGO somit in diesem Haushaltsjahr genehmi-
gungsfähig. Ich weise jedoch darauf hin, dass durch die Übernahme neuer Verbindlichkei-
ten künftige Haushalte belastet werden. Folglich sollten alle Anstrengungen unternommen 
werden, um eine Nettoneuverschuldung möglichst zu vermeiden. 

Aus der mittelfristigen Finanzplanung entnehme ich, dass in den Planjahren 2027 und 2029 
weitere Kreditaufnahmen geplant sind, die zu einer Nettoneuverschuldung führen werden. 
Aufgrund der derzeitigen Haushaltslage muss der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit besonders beachtet werden. Insbesondere bei Investitionen müssen die politi-
schen Gremien der Gemeinde Lohra kritisch zwischen Investition oder Nichtinvestition, so-
fortiger oder späterer Investition sowie der qualitativen Ausführung von Investitionsvorha-
ben abwägen. 

Aus dem mir vorliegenden Finanzstatusbericht zum Haushaltsplan 2026 ist zu entnehmen, 
dass zum Ende des Haushaltsjahres 2026 der Gesamtbetrag der Kredite 10.262.777€ be-
trägt. 

Aufgrund dieser Ausgangslage muss die Gemeinde Lohra im Rahmen ihrer Einflussmög-
lichkeiten versuchen durch Reduzierung der Aufwendungen und durch Ausschöpfung aller 
Ertragspotentiale, die Haushaltswirtschaft nachhaltig zu stabilisieren. Ertragsabhängige 
Produkte sind regelmäßig mit dem Ziel zu überprüfen, Unterdeckungen zu vermeiden. Hin-
sichtlich der Pflichtaufgaben sind weiterhin alle Möglichkeiten der Kostenreduzierung aus-
zuschöpfen. Bei Art, Umfang und Ermessensausübung der Aufgabenwahrnehmung sind 
die Haushaltsgrundsätze der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit konsequent anzuwenden. 
Bei der Planung und vor der Umsetzung größerer Investitionsmaßnahmen sind die Vor-
schriften des § 12 GemHVO dringend zu beachten. 

In § 3 der Haushaltssatzung der Gemeinde Lohra für das Haushaltsjahr 2026 ist eine Ver-
pflichtungsermächtigung in Höhe von 500.000 € veranschlagt. Die Verpflichtungsermächti-
gung ist zu Lasten der Haushaltsjahre 2027 und 2028 vorgesehen. In diesen Planungsjah-
ren ist laut mittelfristiger Finanzplanung eine Veranschlagung von Investitionskrediten vor-
gesehen. Dadurch ist die Verpflichtungsermächtigung gemäß § 102 Absatz 4 HGO geneh-
migungspflichtig. Gründe, die gegen eine Genehmigung sprechen, sind nicht ersichtlich. 
Der Gesamtbetrag in Höhe von 500.000 € kann folglich in voller Höhe genehmigt werden. 
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Ich weise jedoch darauf hin, dass der Eingang von Verpflichtungen im laufenden Haus-
haltsjahr zu einer Mittelbindung in den kommenden Haushaltsjahren führt und in diesem 
Zusammenhang die Finanzierung sicherzustellen ist. Die Genehmigung der Verpflichtungs-
ermächtigungen entspricht zudem keiner vorweggenommenen Kreditgenehmigung in den 
Folgejahren. 

Zur Liquiditätssicherung hat die Gemeinde Lohra für das Haushaltsjahr 2026 einen Liquidi-
tätskreditrahmen in Höhe von 1.000.000 € vorgesehen. 

Zur Nachvollziehbarkeit der veranschlagten Liquiditätskredite wurde eine entsprechende 
Liquiditätsplanung vorgelegt. Diese stellt den Bedarf plausibel dar. Danach wird dieser teil-
weise für einen unterjährigen Liquiditätsbedarf sowie für Investitionszwischenfinanzierun-
gen benötigt. 

Hinsichtlich der Zwischenfinanzierung von Investitionen weise ich ausdrücklich darauf hin, 
dass der Liquiditätskredit durch einen entsprechenden Investitionskredit abgelöst werden 
muss, bevor die Kreditermächtigung für den Investitionskredit abgelaufen ist. Ansonsten 
liegt ein Verstoß gegen das Haushaltsrecht vor. 

Nach § 105 Absatz 1 Satz 3 HGO sollen Liquiditätskredite spätestens bis zum Ende des 
Haushaltsjahres zurückgeführt werden. Die Regelung verfolgt das Ziel, einen erneuten kon-
tinuierlichen Aufbau von Liquiditätskrediten von vornherein auszuschließen. Ist eine Rück-
führung zum Jahresende in besonderen Ausnahmefällen (z. B. Vorfinanzierung von Investi-
tionen) nicht möglich, hat die Kommune die Liquiditätskredite im Folgejahr zurückzuführen. 

Bei einer über den 31. Dezember hinaus erforderlichen Inanspruchnahme von Liquiditäts-
krediten ist der Aufsichtsbehörde spätestens bis zum 15. Januar des Folgejahres  zu be-
richten, aus welchem Grund eine Rückführung nicht möglich war. Laut vorgelegter Liquidi-
tätsplanung bestehen seitens der Gemeinde Lohra zum 31. Dezember 2025 keine Liquidi-
tätskred ite. 

Neben dem Ausgleich in der Planung ist sowohl der Ergebnishaushalt als auch der Finanz-
haushalt gemäß § 92 Absatz 6 HGO in der Rechnung auszugleichen. 

Die Jahresabschlüsse bis einschließlich zum Jahr 2024 wurden aufgestellt. Nach den mir 
vorliegenden Unterlagen weist das ordentliche Jahresergebnis 2024 einen Fehlbedarf in 
Höhe von 995.115€ aus. Entgegen dem Planergebnis in Höhe von -519.990€ ist dies eine 
Verschlechterung in Höhe von 475.125 €. 

Das verschlechterte Ergebnis in der Ergebnisrechnung wirkt sich auch auf die Finanzrech-
nung 2024 aus. Der Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit hat sich entgegen der ur-
sprünglichen Planung von -317.331 € auf -746.351 € erhöht. Die Auszahlungen zur or-
dentlichen Tilgung von Krediten sowie das Sondervermögen „Hessenkasse" betrugen 
683.648 €. Für das Haushaltsjahr 2024 ergibt sich ein Zahlungsmittelbestand von 
418.799 €. Die Vorgaben des § 92 Absatz 6 HGO werden somit nicht erfüllt. Die Gemeinde 
Lohra sollte alle Anstrengungen unternehmen, um den Ausgleich in der Rechnung zu errei-
chen. 

Nach Würdigung aller Umstände ist die finanzielle Leistungsfähigkeit der Gemeinde Lohra 
aktuell als gefährdet  zu bezeichnen. 
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3. Allgemeine Hinweise 

Im Übrigen empfehle ich der Gemeinde Lohra die möglicherweise vorhandenen Rücklagen 
sowie die ungebundene Liquidität in § 1 oder im fakultativen Teil der Haushaltssatzung, al-
ternativ im Vorbericht, abzubilden. Dies ermöglicht den Gemeindevertretern als auch mir 
einen besseren sowie schnelleren Überblick über die wesentlichen Parameter für die Ein-
haltung des § 92 Absatz 5 HGO zu erhalten. 

Im Allgemeinen weise ich noch auf das kostenfreie Beratungsangebot des Kommunalen 
Beratungszentrums hin. Durch eine vertiefte Haushaltsanalyse können diesbezüglich Kon-
solidierungs- sowie Fördermöglichkeiten erörtert werden. Außerdem verweise ich weiterhin 
auf das hessische Kompetenzzentrum für Interkommunale Zusammenarbeit. Nähere Infor-
mationen diesbezüglich erhalten Sie zunächst auf deren Internetseite (http://www.ikz-
hessen.de/).  

Die Erlasse des Hessischen Ministeriums des Innern und für Sport vom 25. Oktober 2013, 
29. Oktober 2014 und 21. September 2015 mit Geschäftszeichen: IV 4/IV 2- 15 i 04.01 so-
wie vom 28. Januar 2015 mit Geschäftszeichen: IV 2 15i 01, als auch vom 22. August 2016 
mit Geschäftszeichen IV 4 — 15 i 01.01; ebenso vom 30. September 2016, 28. September 
2017 und 13. September 2018 mit Geschäftszeichen: IV 2 -15iO4 -01-16/001, sowohl vom 
7. November 2019 mit Geschäftszeichen: IV 2— 15iO4-01-19/002; sowie vom 01. Oktober 
2020 und 27. September 2021 mit Geschäftszeichen: IV 2— 15iO4-02 und 14. Dezember 
2021 Geschäftszeichen: 15i01-07 und 14. Oktober 2022 mit Geschäftszeichen IV 2-15iO4-
01-22/001 und 11. Oktober 2023 Geschäftszeichen IV 2-15iO4-01-23/001 und 11. Novem-
ber 2024 Geschäftszeichen 0005-IV2-43a09-00003#2024-00001 und 30. September 2025 
Geschäftszeichen 0005-IV2-43a09-00003#2025-00001 sind zu beachten. 

Mit freundlichen Grüßen 

Jenrs ome1711 orf tij  
La nierrat 
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Der Landrat des Landkreises 
	 HESSEN 

Marburg-Biedenkopf 
- Behörde der Landesverwaltung - 	 .1=M 

GENEHMIGUNG 

Gemäß §97a Ziffer 1 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) genehmige ich eine Abwei-
chung \Kin den Vorgaben zum Haushaltsausgleich im Haushaltsjahr 2026 in der Planung 
(§ 92 Absatz 5 Ziffer 2 HGO). 

I/1 
Gemäß § 97a Ziffer 4 HGO in Verbindung mit § 103 Absatz 2 HGO genehmige ich die in 
§ 2 der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2026 der Gemeinde Lohra festgesetzten 
Kredite in Höhe von 

2.140.700 Euro  

Zwei Millionen Einhundertvierzigtausendsiebenhundert Euro) 

ci 
Gemäß § 97a Ziffer 3 HGO in Verbindung mit § 102 Absatz 4 HGO genehmige ich die in § 3 
der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2026 der Gemeinde Lohra festgesetzten Ver-
pflichtungsermächtigungen in Höhe von 

500.000 Euro 

(I. W.: Fünfhunderttausend Euro) 

Pl 
Gemäß § 97a Ziffer 5 HGO in Verbindung mit § 105 Absatz 2 HGO genehmige ich die in 
§ 4 der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2026 der Gemeinde Lohra festgesetzten 
Liquiditätskredite in Höhe von  

Marburg, 05.  März  2026 

, 

Jens,eomei d s orf ‘- 
Landrat 
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